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«Eine billigere Variante mit dieser Grösse 
an diesem Standort gibt es nicht»
Denkzettel an Regierung, Sorge um Erdbebenschutz und Präferenz für einen Neubau: Darum wurde der Bibliothek-Kredit abgelehnt.

Elias Quaderer

Das, was sich bisher beim Um­
bauprojekt des Vaduzer Post- 
und Verwaltungsgebäudes ab­
gespielt hat, wollte gestern kein 
Abgeordneter schönreden. 
«Ein <Weiter so> ist nicht mög­
lich», stellte Georg Kaufmann 
(FL) klar. Von einem «Pla­
nungsdebakel» sprach der FBP- 
Abgeordnete Sascha Quaderer. 
Thomas Rehak (DpL) meinte, 
man müsse den Mut haben, 
«das Projekt zu stoppen, solan­
ge man es noch kann». Und für 
den VU-Abgeordneten Thomas 
Vogt war nun der Tropfen gefal­
len, «der das Fass zum Überlau­

fen bringt».
Der Grund für den Unmut 

im Landtag: Die geplante Um­
nutzung des Post- und Verwal­
tungsgebäudes, damit dort 
künftig die Landesbibliothek 
einziehen kann, kommt teurer, 
als ursprünglich budgetiert. 
Ende Februar hatte Infrastruk­
turministerin Graziella Marok- 
Wachter schon verkündet, dass 
zusätzlich zu den bereits bewil­
ligten 30,97 Millionen Franken 
ein finanzieller Zuschuss von 
5,5 Millionen Franken nötig sei, 
um das Projekt zu realisieren. 
Nun hatte die Regierung aber 
beim Landtag einen Ergän­
zungskredit von 7,6 Millionen 
Franken beantragt. Die zusätz­
lichen 2,1 Millionen Franken 
brauchte sie, um die Bauher­
renreserve aufzustocken.

Aber der Landtag wollte 
hier nicht mitmachen: Eine 
grosse Mehrheit von 17 Abge­
ordneten lehnte den Ergän­
zungskredit ab. Damit wird die 
Umnutzung des Post- und Ver­
waltungsgebäudes für die Lan-

Bei einer Ablehnung des Ergänzungskredits von 7,6 Millionen Franken «steht das Thema Bauruine im 

Raum», warnte Infrastrukturministerin Graziella Marok-Wachter. Bild: Daniel Schwendener (15.5.2024)

desbibliothek, der der Landtag 
2019 seine Zustimmung gab, 
nicht realisiert.

Bisherige Planungskosten 
von 2,7 Millionen verloren

Dass der Landtag den Kredit 
nicht sprechen wird, war bereits 
recht früh im Verlaufe der De­
batte absehbar. Dennoch ver­
suchte die Infrastrukturministe­
rin, die Mandatare umzustim­

men. So unterstrich sie: «Eine 
billigere Variante mit dieser 
Grösse an diesem Standort gibt 
es nicht.»

Wem trotz der Kritik am Pro­
jekt daran gelegen sei, dass die 
Bibliothek möglichst schnell an 
den Standort im Vaduzer Städtle 
wechsle, der müsse dem Kredit 
zustimmen. Bei einem Nein 
würde dagegen «das Thema 
Bauruine im Raum stehen». 

Das Post- und Verwaltungsge­
bäude würde für längere Zeit 
leerstehen, weil die Regierung 
sich neue Gedanken darüber 
machen müsste, wie die Lie­
genschaft genutzt werden soll. 
Die Landesbibliothek würde an 
ihrem jetzigen Standort blei­
ben, wo allerdings hohe Miet­
kosten anfallen. Und die bis­
herigen Planungskosten für das 
Projekt im Umfang von 2,7 Mil­

lionen Franken wären verloren. 
Trotz aller dieser Punkte blieb 
der Landtag bei seiner Haltung: 
Nur sieben Abgeordnete konn­
ten vom Ergänzungskredit über­
zeugt werden.

«Wie kann man sich 
derart verrechnen? »

Mit Blick auf die Gründe für das 
Nein zum Kredit fällt auf, dass es 
vielen Abgeordneten darum 
ging, der Regierung einen 
Denkzettel zu geben. So meinte 
der Abgeordnete Sascha Quade­
rer (FBP): «Wir müssen hier ein 
Zeichen setzen, dass nicht jede 
Kostensteigerung akzeptiert 
wird. Wenn wir es nicht tun, 
werden es die Stimmberechtig­
tentun.» Der DpL-Abgeordnete 
Thomas Rehak befürchtete, 
dass noch weitere Mehrkosten 
anfallen und der Umbau zu ei­
nem Fass ohne Boden werde. 
«Es ist nicht zielführend, an die­
sem maroden Projekt weiter he- 
rumzudoktem», meinte er.

In der Vorlage zum Ergän­
zungskredit räumte das Infra­
strukturministerium selbst ein, 
dass bei Umbauten in dieser 
Grösse nach wie vor ein Kosten­
risiko bestehe. Aus diesem 
Grund wollte es die Bauherren­
reserve um 2,1 Millionen Fran­
ken aufstocken. Die anderen 
Mehrkosten von 5,5 Millionen 
Franken seien dagegen darauf 
zurückzuführen, dass die ur­
sprünglichen Annahmen zur 
Bautiefe zu optimistisch waren. 
In den Bereichen Statik, Brand­
schutz und Elektroinstallationen 
seien mehr bautechnische Mass­
nahmen nötig, als anfänglich er­
wartet wurde. Aber besonders 
bei den Elektroinstallationen 
konnte Rehak die Erklärungen 

der Regierung nicht nachvoll­
ziehen: «Wie kann man sich bei 
der Elektrotechnik derart ver­
rechnen?», fragte er.

«Halten alle Normen ein, 
die wir einhalten müssen»

Den VU-Abgeordneten Günter 
Vogt trieb die Sorge um, dass bei 
der neuen Landesbibliothek der 
Erdbebensicherheit zu wenig 
Rechnung getragen werde. Dem 
entgegnete aber Infrastruktur­
ministerin Marok-Wachter, dass 
beim Bibliotheksprojekt alle 
Normen zur Erdbebensicherheit 
eingehalten werden. Es sei zwar 
der Fall, dass die Vorgaben 
bezüglich Erdbebensicherheit 
bei Umbauten niedriger seien 
als bei Neubauten. «Aber wir 
halten alle Normen ein, die wir 
einhalten müssen», so Marok- 
Wachter.

In Anbetracht der Schwierig­
keiten, die mit einem Umbau 
einhergehen, fragten sich meh­
rere Abgeordnete, ob es nicht 
besser wäre, das jetzige Post- 
und Verwaltungsgebäude abzu­
brechen und an diesem Standort 
einen Neubau zu errichten. Ent­
sprechend stellte der FBP-Abge- 
ordnete Sascha Quaderer einen 
Rückweisungsantrag: Die Re­
gierung solle die Möglichkeit ei­
nes Neubaus ausarbeiten und 
spätestens auf die Dezember- 
Session zur Beschlussfassung 
vorlegen. Die Infrastruktur­
ministerin gab aber diesbezüg­
lich zu Bedenken: «Die Variante 
Neubau wird definitiv nicht bil­
liger als das vorliegende Pro­
jekt.» Damit war für die Mehr­
heit der Abgeordneten auch 
Quaderers Rückweisungsantrag 
keine Option mehr: Er erhielt le­
diglich neun Jastimmen.

GPK empfiehlt ein «Risk Management» auf Regierungsebene
Der Landtag hat den Rechenschaftsbericht in Rekordzeit behandelt. Auch die Landesrechnung wurde nahezu kommentarlos genehmigt.

Dank sprudelnder Steuerein­
nahmenverzeichnete Liechten­
stein 2023 beinahe ein Rekord­
jahr. Das betriebliche Ergebnis 
des Staates wies einen Gewinn 
von 153 Millionen Franken aus. 
Ein höherer Wert wurde nur im 
Jahr 2020 erzielt. Und die Lan­
desrechnung schloss mit einem 
Gewinn von 373 Millionen 
Franken ab. Dennoch wurde sie 
nahezu kommentarlos geneh­
migt. Vielleicht hielten sich die 
Landtagsabgeordneten aber 
auch aufgrund der vollen Trak­
tandenliste mit Lobeshymnen 
zurück. Auch die Geschäftsprü­
fungskommission des Landtags 
empfahl die Genehmigung - 
gab der Regierung aber trotz­
dem einige Empfehlungen mit

Niederschlag in den öffentli­
chen Haushalten weltweit fin­
den, hielt der GPK-Vorsitzende 
Georg Kaufmann fest. «Unsere 
staatlichen Reserven bilden 
eine Absicherung gegen Krisen, 
weshalb ein auf Dauer ausgegli­
chener Staatshaushalt von gros­
ser Wichtigkeit ist.» Die Ergeb­
nisse der Landesrechnung über 
die Jahre hinweg würden aller­
dings abhängig von Steuerein­
nahmen und Finanzergebnis 
bleiben und deshalb entspre­
chend stark in positiver und ne­
gativer Hinsicht schwanken. 
Das zeige das vorliegende Er­
folgsrechnungsergebnis mit 
+373 Mio. und das letztjährige 
mit -203 Mio. eindrücklich. 
«Umso wichtiger ist ein kon-

Pensionsalter komme, wodurch 
der aktuell bereits bestehende 
Fachkräftemangel noch ver­
stärkt werde. Dies betreffe die 
Wirtschaft ebenso wie die Lan­
desverwaltung und die öffentli­
chen Unternehmen. «Für den 
Staat als Arbeitgeber heisst 
dies, dass attraktive und wett­
bewerbsfähige Anstellungsbe­
dingungen - welche nicht nur 
die Entlohnung, sondern auch 
die betriebliche Altersvorsorge 
und Karrierechancen umfas­
sen - an Bedeutung gewinnen 
müssen, um gutes Personal fin­
den und halten zu können», so 
Kaufmann weiter.

Insbesondere sei auch die 
eigene Ausbildung von Fach­
personal in der Verwaltung,

achten sei. Weiters folgte ein 
Verweis auf die Cyber-Security- 
Risiken bzw. darauf, dass dem 
Schutz der vulnerablen Infra­
struktur grösste Aufmerksam­
keit zu widmen sei. Und auch 
die Risiken, die sich aus der 
Auslandsabhängigkeit im Be­
reich der Energieversorgung er­
geben, seien zu minimieren.

«Eine zu klärende Frage ist 
nach wie vor, wie der Staat mit 
allfälligen Prozessrisiken bei 
öffentlichen Unternehmen in­
nerhalb der Landesrechnung 
umgehen soll, da der Staat als 
Eigentümer unter Umständen 
einspringen muss», hielt Kauf­
mann weiter fest. «Der Um­
gang mit Risiken aus Sicht des 
Staates im Sinne eines überge-


